
ÖSTERREICHISCHER ARBEITERKAMMERTAG 

A-1041 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20-22 Postfach 534 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Dr-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wien 

Ihre Zeichen Unsere Zeichen 

VA-ZB-611 

Betreff: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Bundesgesetz über die Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße und 
über eine Änderung des Kraftfahrge­
setzes 1967 und der Straßenverkehrs­
ordnung 1960 (GGSt) geändert wird; 
Stellungnahme 

~ >, 

• __ ••• _ •••••• ~~. > ., -~;;ot.;j r 
i Jc,;um: 2 Lr. SE P. 1987 

I '!erl~23 SaD. 1SB7m0/em 
. T 

.....,~ .. jw~ 
21.9.1987 

cXJi 
Telefon 10222) 653765 

Durchwahl 347 

Der Österreichische Arbeiterkammertag übersendet 25 Exemplare seiner Stel­
lungnahme zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf zur gefälligen Infor­
mation. 

Der Präsident: 

Beilagen 

Telegramme: Arbkarnmer Wien> Telex 131690 

Der Kammeramtsdirektor: 
iA 
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Ö STE R REICH I.SC HER AR ß E rTER KAM M"E RTAG 

A-!041 Wien, Prinz-Eugen-SlraBe 20-22 PM:fach 534 

An das 
Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr 

Radetzkystr 2 
1030 Wien 

Ihro Zeichen 

61.50811-1110-1987 

BIlIreIf: 

Unsp.re ZOlchen 

VA/Mag Ru/611 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Bundesgesetz über die Beförderung 
gefährlicher GUter auf der Straße und 
über eine Änderung des Kraftfahrge­
setzes 1967 und d~r Straßenverkehrs~ 
ordnung 1960 (GGSt) geändert wird 
($ tel 1 u n g nah m e) , 

("

,',I. ";('fL~;. i "'J;.- ~-'-' 
,~ 'Q , 1 __ -<:'1:1 • -_. -- .......... -....... -... ~ .. _ ....... -.. _-. . ..... . 

~) }', SE P. 1987 I D",{um: "- 7 

I V0rhlt._-. . . . ( 

_.---91t ~~u 
Telefon (o~n) 6~ 3765 DalUM 

Ourchwahl 347 9.9.1987 

Der vorliegende Novellierungsentwurf des Bundesgesetzes über die Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße wird vom Österreichischen Arbeiterkammertag 
grundsätzlich begrUßt. 

Zu Ziff 7 (§ 40 GGSt) nimmt der Kammertag wie fOlgt Stellung: 

Bei der Überschri ft wi rd anstell e des Wortes "Ausbll dung" das Wort "Schul ung" 
verwendet. Auch in Absatz 1 wird statt des bisherigen Begriffes "besonders 
ausgebildet" "besonders geschult" verwendet und in Absatz 2 "besondere Aus­
bildung". In den Absätzen 3, 4 und 5 sowie bei Ziff 8 des § 42 werden die Be-
griffe "geschult", "Schulung" und"besonders geschult" verwendet. Es wird 
vorgeschlagen, den bisherigen Begriff "Ausbildung der L~nker" in der Uber- . 
schrift und auch in den anderen Textstellen wie bisher zu verwenden. Sinnge­
mäß bedeutet "Schulung" und "Ausbildung" dasselba. Alle bereits ergangenen 
VerOl~dnungen und ~enehm.i gungen , di e sich mit der Ausbil dung beschäftigen, 
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haben den Begriff "besondere Ausbildung" oder "Ausbildungseinrichtung" 
verwendet. Bei einer Neutextierung müßten daher alle Verordnungen, Erlässe 
und Genehmigungen entsprechend geändert werden. 

Ein weiterer Problemkreis ist die. Neuregelung, daß die Bescheinigung über 
Absolvierung der besonderen Ausbildung nur 5 Jahre Gültigkeit hat. Sie 
darf neu verlängert werden, wenn der Lenker "erfolgreich" an einem Fort­
bildungslehrgang teilgenommen hat. 

Der Begriff "erfolgreich" ist problematisch, da keine Prüfung vorgesehen 
ist. Unabhängig davon kann nach Auffassung des Kammertages eine solche Re­
gelung nur dann vorgenommen werden, wenn gewährleistet ist,' daß der Dienst­
geber verpflichtet wird, den lenker für die Dauer des Besuches des Fortbil­
dungslehrganges freizustellen • 

. Die daraus entstehenden Kosten - abgesehen von der Fortzahlung des Lohnes -
hat ebenso der Dienstgeber zu tragen. So lange eine derartige Bestimmung 
nicht besteht, ist die vorgeschlagene Neuregelung fUr Berufskraftfahrer 
unzumutbar, da sie gegenüber ihrem Dienstgeber den Besuch der für sie und 
ihre weitere berufliche Tätigkeit unbedingt noh!endigenFortbildung nicht 
durchsetzen können. Die derzeitige Praxis der besonderen Ausbildung -
Durchführung der Kurse an Wochenenden - wird vom Österreichischen Arbeiter­
kammertag abgelehnt, da besonders jene Lenker, die im Fernverkehr einge­
setzt sind, ni'cht im Sinne der Bestimmungen des Arbeitsruhegesetzes handeln 
kHnnen. Diese Zeit (Wochenende) ist fUr die Erholung vorgesehen. 

Wie bereits in der Stellungnahme vom 23.6.87 zum Entwurf einer Verordnung' 
. über die besondere Ausbildung der lenker von Kraftfahrzeugen zur Beförderung 
gefährlicher Güter (für die es im übrigen bisher noch keine gesetzliche 
Grundlage gab) zum Ausdruck gebracht, fehlt nach wie vor eine gesetzliche 
Basis einer Ubergangsregelung fUr Personen, die gemäß § 40 GGSt einen unbe­
fristeten nationalen Ausweis zur Beförderung gefährlicher Güter erworben 
haben. Durch die vorgesehene Verordnungsbestimmung wUrde in wohl erworbene 
Rechte de;~ lenker eingegriffen werden. Nach Meinung des Kammertages können 
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jedoch die lenker, die bereits eine besondere Ausbildung haben und im Sinne 
der bisherigen GGSt-Regelung durch einen Kursbesuch den Ausweis unbefristet 
erhalten haben, aufgrund der Verordnung nicht zum Besuch eines Fortbildungs­
kurses gezwungen werden. 

Im Zusammenhang mit der Schaffung des lehrberufes "Berufskraftfahrer" gab 
es den Vorschlag, für Berufskraftfahrer mit Lehrabschluß die Berechtigung 
zum Lenken von Fahrzeugen, mit denen gefährliche Güter transportiert werden, 
bereits mit 22 Jahren zu erteilen. 

Bei d.er Ausbildung zum lehrberuf IIBerufskraftfahrer" ist auch di e GGSt-Aus­
bildung vorgesehen. Darüber hinaus ist eine intensive Fahrpraxis beinhaltet. 
Der Österreichische Arbeiterkammertag stellt daher zur Diskussion, das 
Alterslimit mit 21 Jahren festzusetzen. 

Der Präsident: 
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